
Casinos 
Die Emotionen werden immer
heftiger. Lasst uns endlich
abstimmen. 

Mich erstaunt erneut, dass
es immer mehr Sachverständi-
ge zu geben scheint, die objek-
tiv kommunizieren wollen, um 
den emotionalen Aspekt in den 
Hintergrund zu stellen. 

Ich finde es für ein Land 
wie Liechtenstein irritierend,
dass es mit Gesetzen und 
politischer Verlässlichkeit 
Casinos mit Versprechen in das 
Land lockte, welche vielleicht
feststellen müssen, dass über 
Interessensvertretung und 
direkte Demokratie keine 
Garantie auf Wirtschaften
vorhanden ist. Was für ein
negatives Image das sein wird.
Letztendlich regelt der Markt 
das selber, die Menschen sind
intelligent genug, man muss 
sich nicht über Verbote einem 
Regelwerk unterziehen. Letzt-
endlich erwarte ich, dass
Menschen mit Vernunft agie-
ren. 

Sinnlos finde ich auch den 
Weg über eine Sachdiskussion
in Sachen Geldwäsche. Das 
bringt nichts, die Spielbanken
sind seriös geregelt. Wenn
schon jemand ein Risiko
darstellt, dann bergen Sport-
wetten das höchste Risiko für 
Spielergeldwäsche.

Spielbanken und -hallen 
eignen sich kaum. Illegal
erlangtes Geld kann zwar in 
Spielbanken in Jetons umge-
tauscht und später wieder in 
Geld zurückgetauscht werden. 
Man hat aber keinen Beleg, 
dass das Geld legal erworben 
worden ist, sodass eine Einzah-
lung in ein anderes System 
(Banken) oder eine direkte 
Überweisung von Spielbank zu 
Bank nicht möglich sein wird.
Die Geldwäsche wäre viel zu 
klein, es braucht nebst der 
Spielbank ein ganzes Suppor-
ting-System, welches gar nicht
existiert. 

Bei Sportwetten oder
Pferderennen ist das schon
alleine wegen der Arbitrage-
Möglichkeiten viel einfacher

möglich, indem ich an einem
Ort gewinne und am anderen 
verliere und so Geld waschen
kann. Das gesamte illegale
Geld wäre gewaschen, der 
Verlust wäre gering. 

Roger Frick 
Oberfeld 76, Triesen 

Ja zum  
Casinoverbot 
Ohne Not hat der Landtag
2010 ein neues Geldspielgesetz
beschlossen. Ohne Not hat der
Landtag 2016 die Änderung 
des Geldspielgesetzes be-
schlossen. Weil durch diese 
Änderung keine Konzession, 
sondern nur noch eine Polizei-
bewilligung zum Betrieb eines 
Casinos notwendig geworden 
ist, haben wir heute die von 
vielen beklagte Casino-
schwemme. Wie falsch die 
Mehrheit der politisch Verant-
wortlichen damals die Folgen 
dieser Gesetzesänderung 
eingeschätzt haben, kann in 
den entsprechenden Landtags-
protokollen nachgelesen wer-
den. So weit die Fakten.  

Ich glaube nicht, dass
Regierung und Landtag willens 
sind, die Zahl der Casinos auf 
eins oder zwei zu begrenzen. 
Die angestrebte «grössenver-
trägliche Casino-Landschaft» 
(Postulat vom April 2019) und
die Hoffnung, dass sich die 
Anzahl der Spielbanken «auf 
einem vernünftigen Niveau 
einpendelt» (Motion Casino-
Bremse vom April 2021) sind
mir viel zu unverbindlich. Und 
das Moratorium ist aus meiner 
Sicht eher eine Beruhigungspil-
le als ein beherztes Einschrei-
ten gegen den Casino-Wild-
wuchs. 

Deshalb bin ich für ein 
Casinoverbot. Ich glaube nicht, 
dass ein Casinoverbot dem 
Land unter dem Strich Scha-
den zufügen wird, im Gegen-
teil. Ich glaube, dass unsere
Jugend genug Ideen, Tatkraft
und Zuversicht aufbringt, um 
die Zukunft des Landes durch 

Arbeit und Fleiss wirtschaftlich 
und kulturell positiv zu gestal-
ten – ohne die Millionen aus
fragwürdigen Quellen.  

Fritz Epple 
Im Letten 13, Ruggell

Unter dem Teppich
hat es Platz 
«Ehe für alle und Missbrauch», 
«Vaterland», 11. Januar (S. 8)

In ihrem Leserbrief vom Mitt-
woch müht sich Frau Stefanie 
Leibfried, mir auf meine klare 
Haltung, dass kirchlicher 
Kindsmissbrauch mit der «Ehe
für alle» nichts zu tun hat, 
Kante zu zeigen. Dabei nimmt 
sie, ohne auf den Kern der
Sache richtig einzugehen, die 
Bibel zur Hand, was in etwa so 
ist, wie wenn einer sagt: 
«Schon die alten Römer …»,
oder etwa zum Buch Sirach 
greift, das unter 25/26 z. B.
über das Eheweib meint:
«Geht sie dir nicht zur Seite,
trenne dich von ihrem Leib.»
Und warum nicht auch eine 
andere Logik tolerieren, dass
etwa Kindsmissbrauch an 
Schulen und Vereinen mit
deren Schliessung, Kindsmiss-
brauch in familiärer Umge-
bung, mit deren Auflösung und 
Vertreibung zu ahnden wäre?
Bischof Haas fällt die nicht 
einfache Aufgabe zu, das 
Bistum Liechtenstein auf feste
Füsse zu stellen, damit seine 
Nachfolger ein starkes tragen-
des christliches Fundament 
haben und das Bistum länger 
Bestand haben kann. Müssig, 
näher darauf einzugehen. Viel 
interessanter ist die Tatsache,
dass Leute die Bühne der 
Menschenrechte missbrau-
chen, um an die Gesellschaft
immer dreistere Forderungen
zu stellen, nur um nach ihrem 
Gusto leben zu können, dazu in
der Kirche penibel nach Feh-
lern suchen, um sie durch den 
Dreck zu ziehen, und meist aus 
dem grünen Lager stammen. 
Blick nach Deutschland, wo

sich die Päderasten AG einst 
massiv dafür einsetze, die
Sexualität zu entkriminalisie-
ren und vehement forderte,
den Paragrafen 176, der sexuel-
le Gewalt gegen Kinder unter
Strafe stellt, ersatzlos zu strei-
chen. Und bis heute haben die 
Grünen es nicht geschafft, ihre
traurige Kindsmissbrauchge-
schichte aufzuarbeiten. Und 
diese hat es in sich. So fordert 
CDU-Generalsekretär Nieder-
sachen Ulf Thiele, die Grünen 
müssten endlich ihre Beschlüs-
se zu Pädophilie und Inzest 
aufarbeiten und ein klares 
Bekenntnis dagegen ablegen. 
Ein Akt tätiger Reue wäre
dringend erforderlich. Darauf 
können wir lange warten. Kuno
Klaboschke sagt: «Wenn jeder 
vor seiner Tür fegt, werden 
wieder mehr Besen verkauft.»

Jo Schädler
Eschnerstrasse 64, Bendern 

Rentenerhöhung 
AHV ab Januar 2023 
«Rentner beklagen sich über 
mageres AHV-Plus»,  
«Vaterland», 10. Januar (S. 1, 3) 

Im «Vaterland» stand un-
längst: «Und auch höhere
Renten werden die Pensionis-
ten ab 2023 erhalten. Denn im 
November hat der Landtag
mehrheitlich entschieden, dass
die Rentenhöhe wieder durch 
den Mischindex berechnet 
wird. Die Renten werden um 
2,5 Prozent erhöht. Je nach
Rentenstufe bedeutete dies
einen Unterschied zwischen
30 und 60 Franken.» Natürlich 
pro Monat. Bei einer Mehraus-
zahlung von 60 Franken
beträgt somit die Dezember-
Rente 2400 Franken (2,5 Pro-
zent von 2400 = 60 Franken),
die Januar-Rente somit  
2460 Franken. 

Das ist verständlich und
klar formuliert. Die Erhöhung 
misst sich an der letzten Aus-
zahlung. Nun ist es aber so,
dass der Auszahlungsmehrbe-

trag berechnet auf dem Dezem-
ber-Betrag je nach Bezügerin 
bzw. Bezüger unterschiedlicher 
nicht sein könnte. Ich bin sicher, 
die AHV-Verantwortlichen
werden hier eine verständliche 
Erklärung parat haben. Nun die
Fakten (Beispiele): Die Erhö-
hung betrug 57 Franken  
(2,605 Prozent); In einem 
anderen Beispiel betrug die
Mehrzahlung 5 Franken  
(0,2613 Prozent); Ein anderer
Freund meldete mir eine Erhö-
hung von 137 Franken  
(5,966 Prozent); Eine Person aus 
Triesenberg berichtete kürzlich 
von 4 Franken Erhöhung. 

Edi Frick
Kreuzstrasse 10, Balzers

Lobbyismus in den 
Schweizer Bergen
Vom 16. bis 20. Januar findet
das WEF in Davos statt. Er-
staunlich, wie erfolgreich eine
private Stiftung die «Mächti-
gen» dieser Welt zusammen-
führt und mit millionenschwe-
ren Beiträgen der öffentlichen 
Hand unterstützt wird. Detail-
informationen liefern Antwor-
ten auf Interpellationen im
Schweizer Parlament – auf
www.parlament.ch einsehbar. 

Lobbyismus-Affären sind
nichts Neues auf dieser Welt. 
Lobbyismus kann u. a. dazu
führen, dass Politiker in 
Machtpositionen mit Geldern 
bestochen werden; in solchen
Fällen spricht man von Korrup-
tion; davon scheint aktuell das 
EU-Parlament betroffen zu
sein, dessen Vizepräsidentin
im Dezember 2022 inhaftiert 
wurde. 

Die Enthüllungsserie der 
«Twitter-files» informiert u. a. 
darüber, dass angeblich die Big 
Pharma die Debatte über die 
C-Spritzen unterdrückt hat, 
oder unliebsame Coronabei-
träge gelöscht wurden. In 
Anbetracht dieser Informatio-
nen kann man sich fragen, wer 
überhaupt das Zepter in der 
Hand hat bzw. welche Rolle

Politik und Wahrheit aktuell 
spielen? 

Auf der WEF-Website ist 
u. a. ein Zitat des WEF-Grün-
ders zu finden: «Die Pandemie
stellt ein seltenes, aber enges
Zeitfenster dar, um unsere Welt 
zu reflektieren, neu zu erfinden 
und neu zu gestalten.»

Wenn ein Mensch glaubt, 
zu wissen, dass du nichts 
besitzen und glücklich sein 
wirst sowie gleichzeitig den 
«Great Reset» propagiert, wird
es spannend. Ging es in der
Menschheitsgeschichte jemals 
gut, wenn sich Selbsternannte 
als gottähnlich oder höher
empfanden? Den Menschen
steht es frei, die mittlerweile 
gut erkennbaren Puzzleteile 
aneinanderzureihen.  

Gemäss dem WEF-Online-
Beitrag «Covid-19: Die 4 Bau-
steine des Great Reset» sind
Mindset, Metriken, Anreize 
und Verbindung die vier wich-
tigen benötigten Bausteine, um
dies zu erreichen. 

Möge der einzig Allmächti-
ge den Menschen einen wa-
chen, kritischen Geist schen-
ken, der sich von Macht und
Geld nicht beirren lässt. «Bloss
jene Herrschaft ist von Be-
stand, die freiwillig zugestan-
den wird.» (N. Machiavelli) 

Carmen Sprenger-Lampert
Landstrasse 333, Triesen

Leserbriefe

Forum 

Darum Nein zur Casino-Initiative 
Die IG Volksmeinung versucht 
mit grossen Plakaten, ein Nein 
zu ihrer Initiative am 29. Januar 
abzuwenden. Die Botschaft 
dieser Plakate: Liechtenstein 
hat Staatseinnahmen von 
jährlich über 50 Millionen 
Franken aus der Casinobranche 
nicht nötig: In Zeiten, in denen 
die Staatsverschuldung welt-

weit dramatische Ausmasse 
annimmt, eine gewagte Aus-
sage. 

Fakt ist: Bei einem Ja zum 
Casinoverbot würde dem 
Staatshaushalt in zehn Jahren 
über eine halbe Milliarde 
Franken fehlen, die dann 
anderweitig hereingeholt 

werden müsste. Zur Erinne-
rung: Erst vor gut zehn Jahren 
musste die Bevölkerung happi-
ge Sparpakete in Kauf nehmen. 
Um weitere Sparpakete zu 
vermeiden, entschloss sich die 
Politik damals nach dem Vor-
bild der Schweiz zu einer Casi-
no-Liberalisierung. Ob Liech-
tenstein vor diesem Hinter-

grund auf die Casinoeinnah-
men verzichten will und kann, 
darüber muss sich bei der 
Volksabstimmung jeder selbst 
im Klaren sein. Die IG ist 
jedenfalls bis heute die Antwort 
schuldig geblieben, wie sie 
dieses Loch in der Staatskasse 
auszugleichen gedenkt. In der 
Schweiz wird ein Grossteil der 

Casinoeinnahmen zur Finan-
zierung der AHV verwendet. 
Dort stört sich niemand an 
staatlich beaufsichtigen Casi-
nos. Ganz im Gegenteil: In der 
Schweiz weiss man diese 
Casinos und die damit verbun-
denen Einnahmen sehr zu 
schätzen. Nicht umsonst wird 
der Bundesrat im kommenden 

Herbst mehr Casinokonzessio-
nen bewilligen. 

Mit staatlichen Verboten lassen 
sich keine Probleme lösen, 
darum ein klares Nein zum 
Casinoverbot! 

Eine Stellungnahme des  
Casinoverbands Liechtenstein

www.zmittag.li

Leserbriefe

Die Leserbrief-Rubrik dient der
Meinungsäusserung unserer
Leserinnen und Leser zu The-
men von allgemeinem Interes-
se. Der Autor bzw. die Autorin 
muss mit dem Vornamen und
Namen sowie der genauen An-
schrift genannt sein. Die Länge 
eines Leserbriefs darf 2000 
Zeichen (inkl. Leerzeichen) 
nicht übersteigen. Die Redakti-
on behält es sich vor, zu lange 
Leserbriefe abzulehnen. Zu-
rückgewiesen werden Leser-
briefe auch dann, wenn sie per-
sönlichkeitsverletzende Äusse-
rungen enthalten. 
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